
Entschließung der Gesamtsynode der Evangelisch-reformierten Kirche  

zum Thema Kirchenasyl 

 

Die Gesamtsynode der Evangelisch-reformierten Kirche beschließt: 

1. Die Gesamtsynode ist dankbar für das Engagement, mit dem sich Menschen an vielen 

Orten, in Kommunen, Kirchengemeinden und Diakonie für Flüchtlinge einsetzen. Sie 

bestärkt alle Christinnen und Christen, Flüchtlingen geschwisterlich zu begegnen. Diese 

Hilfe erfolgt in vielfältiger Form.  

2. Die Gesamtsynode dankt den Kirchengemeinden, die mit der Gewährung eines 

Kirchenasyls in Ausnahmesituationen und besonderen Härtefällen eine besondere 

Verantwortung für Flüchtlinge übernehmen.   

3. Die Gesamtsynode erklärt zugleich ihre Wertschätzung für all diejenigen, die bei Polizei, 

Staatsanwaltschaften und Behörden in verantwortlicher Weise Recht und Gesetz 

anwenden. 

4. Ein verantwortlich durchgeführtes Kirchenasyl erwächst aus der Pflicht zur christlichen 

Nächstenliebe im konkreten Notfall. Sie dient weder einer politischen Positionierung noch 

als Mittel zur Änderung der Rechtsordnung. Kirchenasyle zielen auf eine Überprüfung 

und Revision von Abschiebe- oder Rückführungsentscheidungen in besonderen 

Härtefällen. Die Gesamtsynode verwahrt sich gegen jeden Versuch, die Aufnahme von 

Flüchtlingen ins Kirchenasyl und den christlichen Beistand für Flüchtlinge in den 

Wahlkampf hineinzuziehen. 

5. Die Gesamtsynode der Evangelisch-reformierten Kirche bittet das Moderamen der 

Gesamtsynode,  

a. sich dafür einzusetzen, dass zwischen den Kirchen und den zuständigen staatlichen 

Stellen Vereinbarungen darüber bestehen bleiben und weiterentwickelt werden, dass 

die Aufnahme in ein Kirchenasyl zu einer nochmaligen Überprüfung der 

Ausreiseverpflichtung führt, ohne dass dies negative rechtliche Folgen hat; 

b. durch das Kirchenamt juristische und fachliche Beratung sowie seelsorgliche 

Begleitung von Kirchengemeinden sicherzustellen, die ein Kirchenasyl anstreben 

oder durchführen. Dies gilt insbesondere, wenn gegen die verantwortlich handelnden 

Haupt- und Ehrenamtlichen aufgrund eines Kirchenasyls strafrechtliche Ermittlungen 

durchgeführt werden sollten. 

 

 

Emden, den 29. April 2017 


